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Stellungnahme zum Hinweisverfahren 2010/13 zum Verhältnis NawaRo-Generalklausel zu 
Positiv-/Negativ-Listen 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Lovens, 
 
zunächst herzlichen Dank für die Möglichkeit, zu o. g. Hinweisverfahren Stellung beziehen zu 
dürfen. Als akkreditierter Verband der Clearingstelle EEG nehmen wir dieses Angebot sehr ger-
ne wahr. Sie eröffnen das Verfahren mit dem Vorabentwurf eines Hinweises, in dem Sie unter 
anderem zu den folgenden zwei Ergebnissen kommen: 
 
1. Die in der Positivliste (Anlage 2 Nr. III EEG 2009) genannten Einsatzstoffe müssen nicht zu-

gleich die Voraussetzungen der „Generalklausel“ der Anlage 2 Nr. II.1 EEG 2009 erfüllen, 
damit der aus ihnen gewonnene Strom mit dem erhöhten Vergütungssatz gem. § 27 Abs. 4 
Nr. 2 EEG 2009 („NawaRo-Bonus“) vergütet wird. 
 

2. Die Nennung von Einsatzstoffen in der Positiv- bzw. Negativliste gemäß Anlage 2 Nr. III bzw. 
IV EEG 2009 schließt deren Überprüfung anhand der „Generalklausel“ der Anlage 2 Nr. II.1 
EEG 2009 mithin aus. 

 
Zu diesen zwei Punkten sind wir grundsätzlich anderer Auffassung. 
 
Das EEG 2009 definiert nachwachsende Rohstoffe als „Pflanzen oder Pflanzenbestandteile, die 
in landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betrieben oder im Rahmen 
der Landschaftspflege anfallen und keiner weiteren als zur Ernte, Konservierung oder Nutzung 
in der Biomasseanlage erfolgten Aufbereitung oder Veränderung unterzogen wurden“ (Anlage 2 
Nr. II.1). Damit findet eine eindeutige Zuordnung nachwachsender Rohstoffe zu ihrer Herkunft 
und ihrer Beschaffenheit statt. Der Begriff ist rechtsverbindlich definiert. 
 
Stoffeigenschaften werden eindeutig nicht definiert und sie sind damit auch nicht vorgegeben. 
Die Frage nach der Herkunft ist im Abfallrecht elementar und sie zieht – trotz teilweise vorhan-
dener Stoffgleichheit – unterschiedliche Anforderungen nach sich. So sind beispielsweise ge-
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trennt erfasste Garten- und Parkabfälle (Ausnahme Straßenrand und Industriestandort) von den 
Behandlungspflichten der Bioabfallverordnung befreit (Abfallschlüssel 20 02 01), Garten- und 
Parkabfälle, die im haushaltsnahen Bereich anfallen sind es nicht (Abfallschlüssel 20 03 01). 
Die Clearingstelle EEG hat bereits in vergangenen Empfehlungen – Beispiel Landschaftspfle-
gegrün – gerne großzügig die Förderfähigkeit von Einsatzstoffen ausgelegt. Dies hatten wir in-
sofern als nicht sachgemäß im Sinne des EEG kritisiert, als dass hiermit eine Umlenkung von 
Stoffströmen stattfindet und gleichzeitig eine Förderung von Abfällen, für die im Sinne des § 3 
KrW-/AbfG ein Entledigungswille oder eine Entledigungspflicht besteht. Beides war auch von 
der Bundesregierung explizit nicht gewollt. 
 
Der Begriff des nachwachsenden Rohstoffes muss daher, wie in der rechtsverbindlichen Defini-
tion vorgegeben, strikt angewendet werden und muss Herkunft sowie Beschaffenheit des Mate-
rials mit einschließen. Schließlich spiegelt die Definition das Grundverständnis des Begriffs wi-
der, der hierauf aufbauend maximal konkretisiert werden kann. Rinde aus der holzverarbeiten-
den Industrie – Sie erwähnen dies unter Punkt 1 Absatz 5 sowie unter Punkt 4 des Entwurfes – 
kann daher auch niemals zur Disposition für die Positiv-/Negativliste stehen, da sie erst gar 
nicht die Kriterien der Generalklausel (Herkunft Industrie) erfüllt. 
 
Nachwachsende Rohstoffe werden im EEG in der Positiv- oder Negativliste konkretisiert. Damit 
kann die ursprüngliche Definition der Generalklausel weder „ausgehebelt“ noch erweitert, son-
dern lediglich klargestellt werden. Dass auf der Positivliste nun Stoffe stehen (beispielsweise 
raffiniertes Raps- oder Palmöl), die der NawaRo-Definition nicht entsprechen, kann nicht als 
Argument genutzt werden, dass die Generalklausel vollständig hinfällig wird und Stoffe/Abfälle 
über Einzelauslegungen bonusfähig werden. Dieser von Ihnen getätigte Rückschluss ist für uns 
nicht nachvollziehbar und er ist vom Gesetzgeber auch nicht gewollt. Denn für Abfälle, für die 
Verwertungswege bereits bestehen, existiert gar kein Anlass, einen Förderbonus zu zahlen. Die 
Definition der nachwachsenden Rohstoffe sollte daher eng angewendet werden und sich vor 
allem auf die Stoffe konzentrieren, die eine zusätzliche Potenzialabschöpfung ermöglichen. 
Siehe hierzu auch unsere Stellungnahme aus 2008 zum Empfehlungsverfahren 2008/48 
(Schreiben vom 12.01. und 19.10.2009). 
 
Für weitere Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Peter Kurth Dr.-Ing. Annette Ochs 
Präsident 


